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Änderungsantrag

der AfD-Fraktion zur Vorlage – zur Beschlussfassung –  Drucksache 19/1858

Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren für Bauvorhaben
(Schneller-Bauen-Gesetz – SBG)

Das Abgeordnetenhaus möge beschließen:

Der Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren
für Bauvorhaben (Schneller-Bauen-Gesetz) wird um die in der angefügten Synopse
gekennzeichneten Änderungen ergänzt.

Begründung

Dem vorgelegten Antrag des Senates fehlt im Wesentlichen der Beschleunigungswille auf
Verwaltungsseite. Weltweit führen Fachkräfte und Unternehmen die deutsche Bürokratie als
Hinderungsgrund für Ansiedlungsabsichten an. Berlin weist eine negativ herausragend
bürokratische Struktur auf. Um die Bürokratie abzubauen, müssen alle Teile der Gesellschaft
ihren Beitrag leisten, allen voran die Verwaltung im Sinne von Antragsstellen, Senat und
Abgeordnetenhaus, um nicht nur das Bauen zu beschleunigen. Wir brauchen ein elementares
Umdenken, von der verwaltenden zur dienstleistenden Verwaltung. Der Änderungsantrag ist
ein noch kleiner Anfang dazu.

Berlin, den 03.12.2024

Brinker Laatsch Bertram Wiedenhaupt Vallendar
und die übrigen Mitglieder

der AfD-Fraktion
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Synopse:

Gesetzesentwurf auf Drucksache 19/1858
ergänzt um die Beschlussempfehlung

auf Drucksache 19/2069

Geänderte Fassung (Änderungen fett markiert)

Artikel 3

Änderung der Bauordnung für Berlin

§ 58

Aufgaben und Befugnisse der
Bauaufsichtsbehörden

§ 58

Aufgaben und Befugnisse der
Bauaufsichtsbehörden

(1a) Bei Wohnungsbauvorhaben ab 50 Wohneinheiten,
Schulen und Kindertagesstätten, gewerblichen
Bauvorhaben von gesamtstädtischer Bedeutung mit
einer Geschossfläche von mehr als 3.000 m2 sowie
öffentlichen Anlagen der Ver- und
Entsorgungsinfrastruktur ist auf Ersuchen der
Bauherrin oder des Bauherrn noch vor Antragstellung
eine Bauantragskonferenz durchzuführen. Die
Bauantragskonferenz ist grundsätzlich binnen einer
Frist von einem Monat nach Eingang des Ersuchens
durchzuführen. An der Bauantragskonferenz nehmen
die Bauherrin oder der Bauherr und eine
entscheidungsbefugte Vertretung aller durch das
Vorhaben berührten Fachbereiche teil, einschließlich
der für die Beurteilung der Anforderungen an die
Beseitigung von Niederschlagswasser und des
Artenschutzes zuständigen Stellen. Die beauftragten
Stellen für die Belange von Menschen mit
Behinderungen sind hinzuzuladen. Die
Bauantragskonferenz legt fest, welche Vorarbeiten bis
zur Antragstellung erfolgen müssen. Das Ergebnis ist
zu protokollieren. Absatz 1 ist entsprechend
anzuwenden.

(1a) Bei Wohnungsbauvorhaben ab 50 Wohneinheiten,
Schulen und Kindertagesstätten, gewerblichen
Bauvorhaben von gesamtstädtischer Bedeutung mit
einer Geschossfläche von mehr als 3.000 m2 sowie
öffentlichen Anlagen der Ver- und
Entsorgungsinfrastruktur ist auf Ersuchen der
Bauherrin oder des Bauherrn noch vor
Antragstellung eine Bauantragskonferenz
durchzuführen. Die Bauantragskonferenz ist
grundsätzlich binnen einer Frist von einem Monat
nach Eingang des Ersuchens durchzuführen. An der
Bauantragskonferenz nehmen die Bauherrin oder der
Bauherr und eine entscheidungsbefugte Vertretung
aller durch das Vorhaben berührten Fachbereiche teil,
einschließlich der für die Beurteilung der
Anforderungen an die Beseitigung von
Niederschlagswasser und des Artenschutzes
zuständigen Stellen. Die beauftragten Stellen für die
Belange von Menschen mit Behinderungen sind
hinzuzuladen. Die Bauantragskonferenz legt fest,
welche Vorarbeiten bis zur Antragstellung erfolgen
müssen. Das Ergebnis ist zu protokollieren. Absatz 1
ist entsprechend anzuwenden.
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§ 69 Behandlung des Bauantrags

[Absatz 1 unverändert]

(2) Ist der Bauantrag vollständig, holt die
Bauaufsichtsbehörde unverzüglich die
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Stellen
ein,

1. deren Beteiligung oder Anhörung für die
Entscheidung über den Bauantrag durch
Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder

2. ohne deren Stellungnahme die
Genehmigungsfähigkeit des Bauantrags nicht beurteilt
werden kann, insbesondere der für die Beurteilung des
Bauplanungsrechts zuständigen Stelle.

Die Beteiligung oder Anhörung entfällt, wenn die
jeweilige Behörde oder sonstige Stelle dem Bauantrag
bereits vor Einleitung des
Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat.
Entscheidet die für das Bauwesen zuständige
Senatsverwaltung über den Antrag, so sind anstelle der
Bezirksverwaltungen die fachlich betroffenen
Senatsverwaltungen zu beteiligen.

Die beteiligte Behörde oder sonstige Stelle prüft
innerhalb von vier Wochen nach Eingang des
Stellungnahmeersuchens die Vollständigkeit der
Unterlagen. Ist der Bauantrag unvollständig oder
weist er sonstige erhebliche Mängel auf, fordert sie die
Bauherrin oder den Bauherrn unverzüglich zur
Behebung der genau bezeichneten Mängel innerhalb
einer angemessenen Frist auf. Einen Monat nach
Eingang der vollständigen Unterlagen gelten das
Einvernehmen nach Satz 1 Nummer 1 als erteilt und
die zustimmende Stellungnahme nach Satz 1 Nummer
2 als abgegeben. Durch Rechtsvorschrift
vorgeschriebene längere Zustimmungs- und
Einvernehmensfristen bleiben unberührt. Die
Bauaufsichtsbehörde kann die Stellungnahmefrist um
einen Monat verlängern, insbesondere wenn weitere
Stellen zu beteiligen sind. Die Frist verlängert sich um
einen Monat, wenn die oberste
Denkmalschutzbehörde die Entscheidung zu treffen
hat. Will die Bauaufsichtsbehörde von der
Stellungnahme der zuständigen Denkmalbehörde
abweichen, entscheidet gemäß § 12 Abs. 3 DSchG die
oberste Denkmalschutzbehörde innerhalb einer Frist
von einem Monat abschließend über den Vorgang.

(2a) Entscheidet die für das Bauwesen zuständige
Senatsverwaltung über den Antrag, sind anstelle der
Bezirksverwaltungen die fachlich betroffenen

§ 69 Behandlung des Bauantrags

[Absatz 1 unverändert]

(2) Ist der Bauantrag vollständig, holt die
Bauaufsichtsbehörde unverzüglich die
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Stellen
ein,

1. deren Beteiligung oder Anhörung für die
Entscheidung über den Bauantrag durch
Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder

2. ohne deren Stellungnahme die
Genehmigungsfähigkeit des Bauantrags nicht beurteilt
werden kann, insbesondere der für die Beurteilung des
Bauplanungsrechts zuständigen Stelle.

Die Beteiligung oder Anhörung entfällt, wenn die
jeweilige Behörde oder sonstige Stelle dem Bauantrag
bereits vor Einleitung des
Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat.
Entscheidet die für das Bauwesen zuständige
Senatsverwaltung über den Antrag, so sind anstelle der
Bezirksverwaltungen die fachlich betroffenen
Senatsverwaltungen zu beteiligen.

Die beteiligte Behörde oder sonstige Stelle prüft
innerhalb von 5 Werktagen nach Eingang des
Stellungnahmeersuchens die Vollständigkeit der
Unterlagen. Ist der Bauantrag unvollständig oder
weist er sonstige erhebliche Mängel auf, fordert sie die
Bauherrin oder den Bauherrn unverzüglich zur
Behebung der genau bezeichneten Mängel innerhalb
einer angemessenen Frist auf. Einen Monat nach
Eingang der vollständigen Unterlagen gelten das
Einvernehmen nach Satz 1 Nummer 1 als erteilt und
die zustimmende Stellungnahme nach Satz 1 Nummer
2 als abgegeben. Durch Rechtsvorschrift
vorgeschriebene längere Zustimmungs- und
Einvernehmensfristen bleiben unberührt. Die
Bauaufsichtsbehörde kann die Stellungnahmefrist um
einen Monat verlängern, insbesondere wenn weitere
Stellen zu beteiligen sind. Die Frist verlängert sich um
einen weiteren Monat, wenn die oberste
Denkmalschutzbehörde die Entscheidung zu treffen
hat. Will die Bauaufsichtsbehörde von der
Stellungnahme der zuständigen Denkmalbehörde
abweichen, entscheidet gemäß § 12 Abs. 3 DSchG die
oberste Denkmalschutzbehörde innerhalb einer Frist
von einem Monat abschließend über den Vorgang.

(2a) Entscheidet die für das Bauwesen zuständige
Senatsverwaltung über den Antrag, sind anstelle der
Bezirksverwaltungen die fachlich betroffenen
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Senatsverwaltungen unverzüglich zu beteiligen. Die
beteiligte Senatsverwaltung fordert die
Bezirksverwaltung unter Beifügung der Bauvorlagen
unverzüglich auf, innerhalb von einem Monat die
Vollständigkeit der Unterlagen zu prüfen. Absatz 2
Satz 4 gilt für die Bezirksverwaltungen entsprechend.
Innerhalb von einem Monat nach Eingang der
vollständigen Unterlagen übermittelt die
Bezirksverwaltung der beteiligten Senatsverwaltung
eine begründete Stellungnahme. Innerhalb von einem
weiteren Monat übermittelt die beteiligte
Senatsverwaltung ihre abschließende Stellungnahme
der für das Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung.
Zwei Monate nach Eingang der vollständigen
Unterlagen gelten das Einvernehmen nach Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 als erteilt und die zustimmende
Stellungnahme nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 als
abgegeben. Absatz 2 Satz 6 und Satz 7 gelten
entsprechend.

Senatsverwaltungen unverzüglich zu beteiligen. Die
beteiligte Senatsverwaltung fordert die
Bezirksverwaltung unter Beifügung der
Bauvorlagen unverzüglich auf, innerhalb von 5
Tagen die Vollständigkeit der Unterlagen zu
prüfen. Absatz 2 Satz 4 gilt für die
Bezirksverwaltungen entsprechend. Innerhalb von
einem Monat nach Eingang der vollständigen
Unterlagen übermittelt die Bezirksverwaltung der
beteiligten Senatsverwaltung eine begründete
Stellungnahme. Innerhalb von einem weiteren Monat
übermittelt die beteiligte Senatsverwaltung ihre
abschließende Stellungnahme der für das Bauwesen
zuständigen Senatsverwaltung. Ein Monat nach
Eingang der vollständigen Unterlagen gelten das
Einvernehmen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 als
erteilt und die zustimmende Stellungnahme nach
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 als abgegeben. Absatz 2
Satz 6 und Satz 7 gelten entsprechend.

§ 70
Beteiligung der Nachbarn und der Öffentlichkeit

(1) Die Bauaufsichtsbehörde soll die Eigentümer
benachbarter Grundstücke (Nachbarn) vor Zulassung
von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen
benachrichtigen, wenn zu erwarten ist, dass öffentlich-
rechtlich geschützte nachbarliche Belange berührt
werden. Einwendungen sind innerhalb von zwei
Monaten nach Zugang der Benachrichtigung bei der
Bauaufsichtsbehörde vorzubringen. Die
benachrichtigten Nachbarn werden mit allen
Einwendungen ausgeschlossen, die im Rahmen der
Beteiligung nicht fristgemäß geltend gemacht worden
sind; auf diese Rechtsfolge ist in der Benachrichtigung 
hinzuweisen.

(2) Die Benachrichtigung entfällt, wenn die zu
benachrichtigenden Nachbarn die Lagepläne und
Bauzeichnungen unterschrieben oder dem
Bauvorhaben auf andere Weise zugestimmt haben.
Haben die Nachbarn dem Bauvorhaben nicht im Sinne
von Satz 1 zugestimmt, sind ihnen die
Baugenehmigung, Befreiung und Abweichungs- oder
Ausnahmezulassung zuzustellen.

(3) Bei baulichen Anlagen, die auf Grund ihrer
Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet sind, die
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden,
zu benachteiligen oder zu belästigen, kann die
Bauaufsichtsbehörde auf Antrag der Bauherrin oder
des Bauherrn das Bauvorhaben im Amtsblatt für

§ 70
Beteiligung der Nachbarn und der Öffentlichkeit

(1) Die Bauaufsichtsbehörde soll die Eigentümer
benachbarter Grundstücke (Nachbarn) vor Zulassung
von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen
benachrichtigen, wenn zu erwarten ist, dass öffentlich-
rechtlich geschützte nachbarliche Belange berührt
werden. Einwendungen sind innerhalb von zwei
Monaten nach Zugang der Benachrichtigung bei der
Bauaufsichtsbehörde vorzubringen. Die
benachrichtigten Nachbarn werden mit allen
Einwendungen ausgeschlossen, die im Rahmen der
Beteiligung nicht fristgemäß geltend gemacht worden
sind; auf diese Rechtsfolge ist in der Benachrichtigung
hinzuweisen.

(2) Die Benachrichtigung entfällt, wenn die zu
benachrichtigenden Nachbarn die Lagepläne und
Bauzeichnungen unterschrieben oder dem
Bauvorhaben auf andere Weise zugestimmt haben.
Haben die Nachbarn dem Bauvorhaben nicht im Sinne
von Satz 1 zugestimmt, sind ihnen die
Baugenehmigung, Befreiung und Abweichungs- oder
Ausnahmezulassung zuzustellen.

(3) Bei baulichen Anlagen, die auf Grund ihrer
Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet sind, die
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden,
zu benachteiligen oder zu belästigen, kann die
Bauaufsichtsbehörde auf Antrag der Bauherrin oder
des Bauherrn das Bauvorhaben im Amtsblatt für
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Berlin und außerdem entweder im Internet oder in
örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des
Standorts der Anlage verbreitet sind, öffentlich
bekannt machen. Bei der Errichtung, Änderung oder
Nutzungsänderung

1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn dadurch
dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten
mit einer Größe von insgesamt mehr als
2500 Quadratmeter Bruttogrundfläche
geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die öffentlich zugänglich
sind, wenn dadurch die gleichzeitige
Nutzung durch mehr als 50 zusätzliche
Besucher ermöglicht wird, und

3. von Sonderbauten nach § 2 Absatz 4
Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16,

ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu machen,
wenn es innerhalb des angemessenen
Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im Sinne
des § 3 Absatz 5a des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes liegt; ist der angemessene 
Sicherheitsabstand nicht bekannt, ist maßgeblich, ob
sich das Vorhaben innerhalb des Achtungsabstands
des Betriebsbereichs befindet. Satz 2 gilt nicht,

1. wenn die für die Stadtplanung zuständige
Stelle zu dem Ergebnis kommt, dass dem
Gebot, den angemessenen
Sicherheitsabstand zu wahren, bereits in
einem Bebauungsplan Rechnung getragen
ist, oder

2. bei der Änderung von Vorhaben nach Satz 2
Nummer 3 die Zahl der gleichzeitig
anwesenden Personen sich nicht erhöht.

Verfährt die Bauaufsichtsbehörde nach Satz 1 oder 2,
finden Absatz 1 und 2 keine Anwendung.

Berlin und außerdem entweder im Internet oder in
örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des
Standorts der Anlage verbreitet sind, öffentlich
bekannt machen. Bei der Errichtung, Änderung oder
Nutzungsänderung

1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn dadurch
dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten
mit einer Größe von insgesamt mehr als 2500
Quadratmeter Bruttogrundfläche geschaffen
werden,

2. baulicher Anlagen, die öffentlich zugänglich
sind, wenn dadurch die gleichzeitige
Nutzung durch mehr als 50 zusätzliche
Besucher ermöglicht wird, und

3. von Sonderbauten nach § 2 Absatz 4
Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16,

ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu machen,
wenn es innerhalb des angemessenen
Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im Sinne
des § 3 Absatz 5a des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes liegt; ist der angemessene 
Sicherheitsabstand nicht bekannt, ist maßgeblich, ob
sich das Vorhaben innerhalb des Achtungsabstands
des Betriebsbereichs befindet. Satz 2 gilt nicht,

1. wenn die für die Stadtplanung zuständige
Stelle zu dem Ergebnis kommt, dass dem
Gebot, den angemessenen Sicherheitsabstand
zu wahren, bereits in einem Bebauungsplan
Rechnung getragen ist,
oder

2. bei der Änderung von Vorhaben nach Satz 2
Nummer 3 die Zahl der gleichzeitig
anwesenden Personen sich nicht erhöht.

Verfährt die Bauaufsichtsbehörde nach Satz 1 oder 2,
finden Absatz 1 und 2 keine Anwendung.

Wird neu angefügt:

Bei Baulichen Anlagen, die die kritische öffentliche
Infrastruktur berühren, ist verpflichtend der
Abschluss einer nachbarschaftlichen
Vereinbarung nachzuweisen.
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§71
Baugenehmigung

§71
Baugenehmigung

Absatz 1 bis 4 bleiben unverändert.

Neu Absatz 5:

(5) Die Baugenehmigung trifft im Umfang des von
der Bauaufsichtsbehörde im
Genehmigungsverfahren geprüften Umfangs eine
verbindliche Feststellung, dass das genehmigte
Vorhaben mit dem geltenden öffentlichen Recht
vereinbar ist. Durch die Erteilung einer
Baugenehmigung wird, soweit die
Bauaufsichtsbehörde einer Prüfpflicht unterliegt,
eine umfassende öffentlich-rechtliche
Unbedenklichkeitsbescheinigung erteilt und der
Bau freigegeben.

Artikel 5

Änderung Denkmalschutz Berlin

Denkmalschutzgesetz Berlin

§ 12

Genehmigungsverfahren

[Absatz 1 unverändert]

(1a) Die zuständige Denkmalbehörde prüft innerhalb
von vier Wochen nach Erhalt eines Antrags nach § 11
Absatz 1 und 2, ob dieser vollständig ist oder Mängel
aufweist. Ist der Antrag unvollständig oder weist er
sonstige erhebliche Mängel auf, fordert die
Denkmalbehörde den Antragsteller oder die
Antragstellerin unverzüglich zur Behebung der
Mängel innerhalb einer angemessenen Frist auf.
Werden die Mängel nicht fristgerecht behoben, gilt
der Antrag als zurückgenommen. Ein vollständiger
Antrag ist innerhalb von drei Monaten zu
bescheiden. Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt.

Denkmalschutzgesetz Berlin

§ 12

Genehmigungsverfahren

[Absatz 1 unverändert]

(1a) Die zuständige Denkmalbehörde prüft
innerhalb von fünf Werktagen nach Erhalt eines
Antrags nach § 11 Absatz 1 und 2, ob dieser
vollständig ist oder Mängel aufweist. Ist der Antrag
unvollständig oder weist er sonstige erhebliche
Mängel auf, fordert die Denkmalbehörde den
Antragsteller oder die Antragstellerin unverzüglich
zur Behebung der Mängel innerhalb einer
angemessenen Frist auf. Werden die Mängel nicht
fristgerecht behoben, gilt der Antrag als
zurückgenommen. Ein vollständiger Antrag ist
innerhalb von vier Wochen zu bescheiden. Absatz
1 Satz 3 bleibt unberührt. Die Genehmigung gilt
als erteilt, wenn nicht innerhalb der Frist
entschieden wird.
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§ 11 Genehmigungspflichtige Maßnahmen

(1) Ein Denkmal darf nur mit Genehmigung der
zuständigen Denkmalbehörde

1. in seinem Erscheinungsbild verändert,

2. ganz oder teilweise beseitigt,

3. von seinem Standort oder Aufbewahrungsort
entfernt oder

4. instand gesetzt und wiederhergestellt werden.

Dies gilt auch für das Zubehör und die Ausstattung
eines Denkmals. Die Genehmigung nach Satz 1 ist
zu erteilen, wenn Gründe des Denkmalschutzes
nicht entgegenstehen oder ein überwiegendes
öffentliches Interesse die Maßnahme verlangt. Bei
der Entscheidung sind insbesondere auch die
Versorgung breiter Schichten der Bevölkerung mit
preiswertem Wohnraum, die energetische
Sanierung, der Einsatz erneuerbarer Energien, die
Barrierefreiheit sowie die soziale Infrastruktur
angemessen zu berücksichtigen. Eine vollständige
oder teilweise Versagung der Genehmigung ist
entsprechend der Regelungen in §39 VwVfG zu
begründen.

§ 11 Genehmigungspflichtige Maßnahmen

Entfällt (keine Änderung der aktuell
bestehenden gesetzlichen Regelung)

Artikel 6

Änderung des Berliner Naturschutzgesetzes

§ 17

Verursacherpflichten; Unzulässigkeit von
Eingriffen (zu § 15 des

Bundesnaturschutzgesetzes)

(1) Abweichend von § 15 Absatz 2 Satz 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes sollen Ersatzmaßnahmen
möglichst innerhalb der in der Landschaftsplanung
ausgewiesenen Flächen und Räume festgesetzt
werden und können auch außerhalb des durch den
Eingriff betroffenen Naturraums erfolgen; sie müssen 
in einer den landschaftsplanerischen und
naturräumlichen Zielen angemessenen Frist erfolgen.

§ 17

Verursacherpflichten; Unzulässigkeit von
Eingriffen (zu § 15 des

Bundesnaturschutzgesetzes)

(1) Abweichend von § 15 Absatz 2 Satz 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes sollen
Ersatzmaßnahmen möglichst innerhalb der in der
Landschaftsplanung ausgewiesenen Flächen und
Räume festgesetzt werden und können auch
außerhalb des durch den Eingriff betroffenen
Naturraums erfolgen; sie müssen innerhalb einer
zu bestimmenden Frist von nicht über fünf Jahren
erfolgen.
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§ 28

Gesetzlich geschützte Biotope

§ 28

Gesetzlich geschützte Biotope

(4) Abweichend von § 30 Absatz 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes kann von den Verboten
des § 30 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes
auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn
die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden
können oder dies aus Gründen des überwiegenden
öffentlichen Interesses erforderlich ist. Ein
überwiegendes öffentliches Interesse liegt in der
Regel bei der Versorgung breiter Schichten der
Bevölkerung mit preiswertem Wohnraum, der
energetischen Sanierung, dem Einsatz erneuerbarer
Energien, der Barrierefreiheit sowie der sozialen
Infrastruktur vor. § 67 Absatz 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend.

(4) Abweichend von § 30 Absatz 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes kann von den Verboten
des § 30 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes
auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn
die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden
können oder dies aus Gründen des überwiegenden
öffentlichen Interesses erforderlich ist. Ein
überwiegendes öffentliches Interesse liegt in der
Regel bei der Versorgung breiter Schichten der
Bevölkerung mit preiswertem Wohnraum, der
energetischen Sanierung, dem Einsatz
erneuerbarer Energien, der Barrierefreiheit
sowie der sozialen Infrastruktur vor. § 67 Absatz
3 des Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend.

§ 45 Mitwirkungsrechte

(2) In Fällen, in denen Auswirkungen auf Natur und
Landschaft nicht oder nur in geringem Umfang zu
erwarten sind, kann von der Mitwirkung abgesehen
werden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn bei häufig oder
regelmäßig wiederkehrenden, gleich gelagerte
Sachverhalte betreffenden Anträgen auf Zulassung
oder Befreiung die anerkannten
Naturschutzvereinigungen bei der erstmaligen
Zulassung oder Befreiung mitgewirkt haben. In den
Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 und 5 sollen die
anerkannten Naturschutzvereinigungen einmalig ihre
Stellungnahme innerhalb von einem Monat nach
Unterrichtung über das mitwirkungspflichtige
Vorhaben und der Ermöglichung der Einsichtnahme in
die einschlägigen Sachverständigengutachten
abgeben.

§ 45 Mitwirkungsrechte

(2) In Fällen, in denen Auswirkungen auf Natur und
Landschaft nicht oder nur in geringem Umfang zu
erwarten sind, kann von der Mitwirkung abgesehen
werden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn bei häufig oder
regelmäßig wiederkehrenden, gleich gelagerte
Sachverhalte betreffenden Anträgen auf Zulassung
oder Befreiung die anerkannten
Naturschutzvereinigungen bei der erstmaligen
Zulassung oder Befreiung mitgewirkt haben. In den
Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 und 5 sollen die
anerkannten Naturschutzvereinigungen einmalig ihre
Stellungnahme innerhalb von zwei Wochen nach
Unterrichtung über das mitwirkungspflichtige
Vorhaben und der Ermöglichung der Einsichtnahme in
die einschlägigen Sachverständigengutachten
abgeben.

Artikel 7
Änderung des Landeswaldgesetzes

§ 6 Erhaltung des Waldes

(2) Bei der Entscheidung über einen
Umwandlungsantrag sind die Rechte, Pflichten und
wirtschaftlichen Interessen des Waldbesitzers sowie
die Belange der Allgemeinheit gegeneinander und
untereinander abzuwägen. Besondere
Berücksichtigung findet dabei das öffentliche
Interesse an der Versorgung der Bevölkerung mit
ausreichendem Wohnraum und sozialer Infrastruktur.
Besondere Berücksichtigung findet dabei die

§ 6 Erhaltung des Waldes

(2) Bei der Entscheidung über einen
Umwandlungsantrag sind die Rechte, Pflichten
und wirtschaftlichen Interessen des Waldbesitzers
sowie die Belange der Allgemeinheit gegeneinander
und untereinander abzuwägen. Die Genehmigung
soll versagt werden, wenn die Erhaltung des
Waldes aus Gründen der Erholung oder aus
Gründen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit
des Naturhaushaltes überwiegend im öffentlichen
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Versorgung breiter Schichten der Bevölkerung mit
preiswertem Wohnraum, die energetischen Sanierung,
der Einsatz erneuerbarer Energien, die Barrierefreiheit
sowie die soziale Infrastruktur. Die Genehmigung soll
versagt werden, wenn die Erhaltung des Waldes aus
Gründen der Erholung oder aus Gründen der
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushaltes überwiegend im öffentlichen
Interesse liegt oder der Wald für die
forstwirtschaftliche Erzeugung von wesentlicher
Bedeutung ist. Die Genehmigung darf nur erteilt
werden, wenn die beabsichtigte andere Art der
Bodennutzung den Zielen der Raumordnung und den
Darstellungen und Festsetzungen der Bauleitplanung
nicht widerspricht.

Interesse liegt oder der Wald für die
forstwirtschaftliche Erzeugung von wesentlicher
Bedeutung ist. Die Genehmigung darf nur erteilt
werden, wenn die beabsichtigte andere Art der
Bodennutzung den Zielen der Raumordnung und
den Darstellungen und Festsetzungen der
Bauleitplanung nicht widerspricht.

Artikel 9

Änderung des Berliner Straßengesetzes

§ 11
Sondernutzung

(2) Die Erlaubnis soll in der Regel erteilt werden,
wenn überwiegende öffentliche Interessen der
Sondernutzung nicht entgegenstehen oder ihnen durch
Nebenbestimmungen zur Erlaubnis entsprochen
werden kann. Die Erlaubnis soll versagt werden, wenn
behinderte Menschen durch die Sondernutzung in der
Ausübung des Gemeingebrauchs erheblich
beeinträchtigt würden. Über die Erlaubnis ist, unter
Berücksichtigung von Satz 7, innerhalb von drei
Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags bei
der zuständigen Behörde zu entscheiden.

Die zuständige Behörde prüft nach Eingang des
Antrages dessen Vollständigkeit. Ist der Antrag
unvollständig, fordert die zuständige Behörde den
Antragsteller unverzüglich unter Angabe der
fehlenden Unterlagen einmalig zur Vervollständigung
innerhalb eines Monats auf. Wird die
Unvollständigkeit innerhalb der Frist nicht behoben,
gilt der Antrag als zurückgenommen. Fordert die
zuständige Behörde den Antragsteller nicht spätestens
einen Monat nach Eingang des Antrags zur
Vervollständigung auf, gilt der Antrag im Zeitpunkt
des Eingangs als vollständig.

Ist der Antrag vollständig oder gilt er als vollständig,
holt die zuständige Behörde unverzüglich die
Stellungnahmen der Behörden oder sonstigen Stellen

§ 11
Sondernutzung

(2) Die Erlaubnis soll in der Regel erteilt werden,
wenn überwiegende öffentliche Interessen der
Sondernutzung nicht entgegenstehen oder ihnen durch
Nebenbestimmungen zur Erlaubnis entsprochen
werden kann. Die Erlaubnis soll versagt werden, wenn
behinderte Menschen durch die Sondernutzung in der
Ausübung des Gemeingebrauchs erheblich
beeinträchtigt würden. Über die Erlaubnis ist, unter
Berücksichtigung von Satz 7, innerhalb von drei
Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags bei
der zuständigen Behörde zu entscheiden.

Die zuständige Behörde prüft nach Eingang des
Antrages innerhalb von 5 Tagen dessen
Vollständigkeit. Ist der Antrag unvollständig, fordert
die zuständige Behörde den Antragsteller
unverzüglich unter Angabe der fehlenden Unterlagen
einmalig zur Vervollständigung innerhalb eines
Monats auf. Wird die Unvollständigkeit innerhalb der
Frist nicht behoben, gilt der Antrag als
zurückgenommen. Fordert die zuständige Behörde
den Antragsteller nicht spätestens einen Monat nach
Eingang des Antrags zur Vervollständigung auf, gilt
der Antrag im Zeitpunkt des Eingangs als vollständig.

Ist der Antrag vollständig oder gilt er als vollständig,
holt die zuständige Behörde unverzüglich die
Stellungnahmen der Behörden oder sonstigen Stellen
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ein,

1. deren Beteiligung oder Anhörung für die
Entscheidung über den Antrag durch
Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder

2. ohne deren Stellungnahme die Erlaubnisfähigkeit
des Antrags nicht beurteilt werden kann;

die Beteiligung oder Anhörung entfällt, wenn die
jeweilige Behörde oder sonstige Stelle dem Antrag
bereits vor Einleitung des Erlaubnisverfahrens
zugestimmt hat. Bedarf die Erteilung der Erlaubnis der
Zustimmung oder des Einvernehmens einer Behörde
oder sonstigen Stelle nach Satz 8 Nummer 1, so gilt
das Einvernehmen als hergestellt und die Zustimmung
als erteilt, wenn sie nicht einen Monat nach Eingang
des Ersuchens verweigert wird; durch 
Rechtsvorschrift vorgeschriebene längere
Zustimmungs- und Einvernehmensfristen bleiben
unberührt. Äußern sich die Behörden oder sonstigen
Stellen nach Satz 8 Nummer 2 nicht innerhalb eines
Monats nach Eingang des Ersuchens, so geht die
zuständige Behörde davon aus, dass die von diesen
Behörden oder sonstigen Stellen wahrzunehmenden
öffentlichen Belange durch den Antrag nicht berührt
werden. Entscheidet die Behörde über den Antrag
nicht innerhalb der Frist nach Satz 3, gilt die Erlaubnis
als widerruflich erteilt; dies gilt nicht, wenn der 
Antragsteller auf diese Rechtsfolge verzichtet hat.
Wurde eine Erlaubnis für Sondernutzungen für
Bauarbeiten beantragt, die sich auf den fließenden
oder ruhenden Fahrzeugverkehr im übergeordneten
Straßennetz auswirken, findet Satz 11 keine
Anwendung. Der Eintritt der Erlaubnisfiktion nach
Satz 11 ist auf Verlangen dem Antragsteller zu
bescheinigen.

(3) Sondernutzungserlaubnisse für die Einrichtung
von Baustellen dürfen nur erteilt werden, wenn eine
wesentliche Beeinträchtigung des fließenden oder
ruhenden Straßenverkehrs nicht zu erwarten ist, es sei
denn, das Bauvorhaben kann ohne Inanspruchnahme
des Straßenlandes nicht mit einem wirtschaftlich und
technisch vertretbaren Aufwand durchgeführt werden.
In diesem Fall ist die Inanspruchnahme des
Straßenlandes auf das geringstmögliche Maß und den
kürzesten Zeitraum zu beschränken. Die hierfür
erforderlichen Nachweise hat der Bauherr zu
erbringen. Die Erlaubnis von Sondernutzungen für
Bauarbeiten, die sich auf den fließenden oder
ruhenden Fahrzeugverkehr im übergeordneten
Straßennetz auswirken, soll zwei Monate vor
Baubeginn beantragt werden.
Sondernutzungserlaubnisse für Bauarbeiten, die sich
auf den fließenden oder ruhenden Fahrzeugverkehr im
übergeordneten Straßennetz auswirken, dürfen nur im
Einvernehmen mit der für Verkehr zuständigen
Senatsverwaltung erteilt werden. Äußert sich die für

ein,

3. deren Beteiligung oder Anhörung für die
Entscheidung über den Antrag durch
Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder

4. ohne deren Stellungnahme die Erlaubnisfähigkeit
des Antrags nicht beurteilt werden kann;

die Beteiligung oder Anhörung entfällt, wenn die
jeweilige Behörde oder sonstige Stelle dem Antrag
bereits vor Einleitung des Erlaubnisverfahrens
zugestimmt hat. Bedarf die Erteilung der Erlaubnis der
Zustimmung oder des Einvernehmens einer Behörde
oder sonstigen Stelle nach Satz 8 Nummer 1, so gilt
das Einvernehmen als hergestellt und die Zustimmung
als erteilt, wenn sie nicht einen Monat nach Eingang
des Ersuchens verweigert wird; durch 
Rechtsvorschrift vorgeschriebene längere
Zustimmungs- und Einvernehmensfristen bleiben
unberührt. Äußern sich die Behörden oder sonstigen
Stellen nach Satz 8 Nummer 2 nicht innerhalb eines
Monats nach Eingang des Ersuchens, so geht die
zuständige Behörde davon aus, dass die von diesen
Behörden oder sonstigen Stellen wahrzunehmenden
öffentlichen Belange durch den Antrag nicht berührt
werden. Entscheidet die Behörde über den Antrag
nicht innerhalb der Frist nach Satz 3, gilt die Erlaubnis
als widerruflich erteilt; dies gilt nicht, wenn der 
Antragsteller auf diese Rechtsfolge verzichtet hat.
Wurde eine Erlaubnis für Sondernutzungen für
Bauarbeiten beantragt, die sich auf den fließenden
oder ruhenden Fahrzeugverkehr im übergeordneten
Straßennetz auswirken, findet Satz 11 keine
Anwendung. Der Eintritt der Erlaubnisfiktion nach
Satz 11 ist auf Verlangen dem Antragsteller zu
bescheinigen.

(3) Sondernutzungserlaubnisse für die Einrichtung
von Baustellen dürfen nur erteilt werden, wenn eine
wesentliche Beeinträchtigung des fließenden oder
ruhenden Straßenverkehrs nicht zu erwarten ist, es sei
denn, das Bauvorhaben kann ohne Inanspruchnahme
des Straßenlandes nicht mit einem wirtschaftlich und
technisch vertretbaren Aufwand durchgeführt werden.
In diesem Fall ist die Inanspruchnahme des
Straßenlandes auf das geringstmögliche Maß und den
kürzesten Zeitraum zu beschränken. Die hierfür
erforderlichen Nachweise hat der Bauherr zu
erbringen. Die Erlaubnis von Sondernutzungen für
Bauarbeiten, die sich auf den fließenden oder
ruhenden Fahrzeugverkehr im übergeordneten
Straßennetz auswirken, soll zwei Monate vor
Baubeginn beantragt werden.
Sondernutzungserlaubnisse für Bauarbeiten, die sich
auf den fließenden oder ruhenden Fahrzeugverkehr im
übergeordneten Straßennetz auswirken, dürfen nur im
Einvernehmen mit der für Verkehr zuständigen
Senatsverwaltung erteilt werden. Äußert sich die für



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 11 Drucksache 19/1858-1

Verkehr zuständige Senatsverwaltung nicht innerhalb
von sechs Wochen, so gilt das Einvernehmen
gegenüber der für die Erteilung der
Sondernutzungserlaubnis zuständigen Behörde als
erklärt. Bei verspäteter Antragstellung kann der
Nachweis für die Notwendigkeit einer
Inanspruchnahme öffentlichen Straßenlandes nicht
auf Umstände gestützt werden, die bei rechtzeitiger
Antragstellung nicht vorgelegen hätten.

(3a) Sind für eine Sondernutzung neben einer
straßenrechtlichen Erlaubnis auch Anordnungen nach
§ 45 Absatz 6 Satz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung
einzuholen, sollen alle Anträge zusammen bei der
zuständigen Behörde nach Absatz 2 eingereicht
werden. Die zuständige Behörde nach Absatz 2 leitet
die Anträge auf Erteilung von Anordnungen nach § 45
Absatz 6 Satz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung
unverzüglich an die dafür zuständige
Straßenverkehrsbehörde weiter und wirkt auf eine
koordinierte Bearbeitung und zeitgleiche Bescheidung
aller Anträge hin.

Verkehr zuständige Senatsverwaltung nicht innerhalb
von vier Wochen, so gilt das Einvernehmen gegenüber
der für die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis
zuständigen Behörde als erklärt. Bei verspäteter
Antragstellung kann der Nachweis für die
Notwendigkeit einer Inanspruchnahme öffentlichen
Straßenlandes nicht auf Umstände gestützt werden,
die bei rechtzeitiger Antragstellung nicht vorgelegen
hätten.

(3a) Sind für eine Sondernutzung neben einer
straßenrechtlichen Erlaubnis auch Anordnungen
nach § 45 Absatz 6 Satz 1 der Straßenverkehrs-
Ordnung einzuholen, sollen alle Anträge zusammen
bei der zuständigen Behörde nach Absatz 2
eingereicht werden. Die zuständige Behörde nach
Absatz 2 leitet die Anträge auf Erteilung von
Anordnungen nach § 45 Absatz 6 Satz 1 der
Straßenverkehrs-Ordnung unverzüglich an die dafür
zuständige Straßenverkehrsbehörde weiter und wirkt
auf eine koordinierte Bearbeitung und zeitgleiche
Bescheidung aller Anträge hin.

Artikel 10
Änderung der Baumschutzverordnung

§ 5 Ausnahmen

(1) Von den Verboten des § 4 Abs. 1 sind auf
schriftlichen oder elektronischen Antrag eines

Grundstückseigentümers oder sonstigen
Nutzungsberechtigten unter Beachtung des
Schutzzwecks gemäß § 1 Ausnahmen zu genehmigen,
wenn

[Nummern 1 bis 3 unverändert]

4. die Beseitigung des Baumes der besseren
Entwicklung des Gesamtbestandes dient oder der

Baum sich auf Grund des Standortes nicht arttypisch
entwickeln kann oder

5. überwiegende öffentliche Belange dies erfordern,
insbesondere die Versorgung breiter Schichten der
Bevölkerung mit preiswertem Wohnraum, die
energetischen Sanierung, der Einsatz erneuerbarer
Energien, die Barrierefreiheit sowie die soziale
Infrastruktur.

§ 5 Ausnahmen

(1) Von den Verboten des § 4 Abs. 1 sind auf
schriftlichen oder elektronischen Antrag eines

Grundstückseigentümers oder sonstigen
Nutzungsberechtigten unter Beachtung des
Schutzzwecks gemäß § 1 Ausnahmen zu genehmigen,
wenn

[Nummern 1 bis 3 unverändert]

4. die Beseitigung des Baumes der besseren
Entwicklung des Gesamtbestandes dient oder der

Baum sich auf Grund des Standortes nicht arttypisch
entwickeln kann oder

5. überwiegende öffentliche Belange dies erfordern.
insbesondere die Versorgung breiter Schichten der
Bevölkerung mit preiswertem Wohnraum, die
energetischen Sanierung, der Einsatz erneuerbarer
Energien, die Barrierefreiheit sowie die soziale
Infrastruktur.
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(NEU) Artikel 12

Zweckentfremdungsverbotsgesetz

Zweckentfremdungsverbot-Gesetz – ZwVbG

Neu § 2 Absatz 2

(2) Abweichend von Absatz 1 liegt keine
Zweckentfremdung vor, wenn

Sätze 1 bis 5 bleiben unverändert

Wird neu eingefügt:

6. Wohnraum in Wohngebäuden mit nicht mehr
als 2 Wohnungen beseitigt wird, soweit in
angemessener Frist mindestens Wohnraum in
gleichem Umfang neu geschaffen wird.


